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ment umfassend gew�rdigt werden. Es wird daher nicht m�glich sein,

bereits im Vorhinein eine feste Zeitgrenze anzunehmen, ab der ein Wi-

derspruch in jedem Falle verwirkt ist.

Gerade in Sanierungsf�llen wie vorliegend ergibt sich daraus ein Di-

lemma: Werden die Arbeitnehmer umfassend �ber die Risiken einer

Ausgliederung informiert, so steigt das Risiko, dass sie dem �bergang

ihres Arbeitsverh�ltnis widersprechen und die beabsichtigte Sanierung

gerade deshalb scheitert. Bei unvollst�ndiger Unterrichtung besteht

die Gefahr von Widerspr�chen auch noch nach Monaten, vor allem

dann, wenn die Sanierung aus anderen Gr�nden scheitert. Aus wirt-

schaftlicher Sicht ist die Frage nach der Detaillierung des Unterrich-

tungsschreibens eng verkn�pft mit der Prognose �ber den Sanie-

rungserfolg.

Ein vom Arbeitnehmer zu erkl�render Verzicht auf das Widerspruchs-

recht hilft in solchen F�llen nicht weiter. Zwar wird dieser als grunds�tz-

lich zul�ssig angesehen, wenn er nicht im Voraus oder abstrakt generell

im Arbeitsvertrag erkl�rt wird, sondern im Einzelfall anl�sslich eines

konkreten Betriebs�bergangs. Voraussetzung ist allerdings in jedem

Falle, dass die vorangegangene Unterrichtung ordnungsgem�ß war.

Die sich auch aus § 613a BGB ergebenden Risiken sollten angemessen

in der vertraglichen Gestaltung ber�cksichtigt werden. Das betrifft zum

Einen die Frage, welche Partei f�r die Vollst�ndigkeit und Richtigkeit der

Angaben im Unterrichtungsschreiben einzustehen hat sowie zum Ande-

ren die Frage, welche konkreten Konsequenzen sich im Verh�ltnis der

Vertragsparteien ergeben, wenn das Unterrichtungsschreiben nicht die

Gnade der Arbeitsrichter findet.
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LEITS�TZE (DER VERFASSERIN)

1. Unterl�sst der Arbeitgeber eine Verteilung der individuell geschuldeten

Arbeitszeit und ruft demgegen�ber den Arbeitnehmer flexibel zur Arbeit

ab, kommt er mit Ablauf eines jeden Arbeitstags in Annahmeverzug,

wenn er die sich aus Arbeits- und Tarifvertrag ergebende Sollarbeitszeit

nicht aussch�pft. Eines gesonderten Arbeitsangebots des Arbeitnehmers

bedarf es demgegen�ber nicht.

2. Belastet der Arbeitgeber das Arbeitszeitkonto des Arbeitnehmers zu

Unrecht mit Minusstunden, unterliegt der diesbez�gliche Einwand des Ar-

beitnehmers nicht Ausschlussfristen, die die Geltendmachung und den

Wegfall seiner Anspr�che regeln.

ZUSAMMENFASSUNG

Die Parteien stritten nach Beendigung des Arbeitsverh�ltnisses �ber die

Verrechnung von Minusstunden mit restlicher Verg�tung.

Der Kl�ger war bei dem Beklagten, Inhaber eines Heizungs- und Installa-

teurbetriebes, bis zum 31.8.2008 besch�ftigt. Sein Arbeitsvertrag sah eine

dynamische Bezugnahme auf die Tarifvertr�ge des Sanit�r-, Heizungs-

und Klimatechnik-Handwerks Berlin vor. Der einschl�gige TV-Arbeitszeit

sieht ein – unter Ber�cksichtigung von Urlaubs- und Feiertagen – zu er-

bringendes Jahresarbeitszeitvolumen vor. Dieses ist gleichm�ßig auf Mo-

nate, Wochen und Wochentage zu verteilen. F�r den Fall einer ungleich-

m�ßigen Verteilung ist f�r jeden Arbeitnehmer ein Arbeitzeitkonto zu

f�hren, welches Schwankungen im Rahmen von +/– 200 Stunden aufwei-

sen kann. Der Beklagte f�hrte f�r den Kl�ger ein Arbeitszeitkonto, dessen

Stand auf den monatlichen Verdienstabrechnungen vermerkt war. Das

Zeitkonto des Kl�gers wies zum 31.12.2007 ein Minus von ann�hernd 200

Stunden auf, welches sich bis zur Beendigung des Arbeitsverh�ltnisses

auf �ber 200 Stunden erh�hte. Der Beklagte rechnete f�r August 2008

Lohn und Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall f�r 154,5 Stunden ab und

verrechnete diese sowie weitere 63,38 Urlaubsstunden mit den Minus-

stunden des Kl�gers. Der Kl�ger begehrte mit seiner Klage Bezahlung bei-

der Posten und berief sich dabei auf den Umstand, der Beklagte habe ihn

wegen Auftragsmangels nicht ausreichend besch�ftigen k�nnen und im

Jahr 2008 nicht die Voraussetzungen f�r ein Abarbeiten der Zeitschuld

geschaffen. Der Beklagte machte demgegen�ber geltend, der Kl�ger

h�tte seine Arbeitskraft so anbieten m�ssen, dass ein Abarbeiten der Zeit-

schuld m�glich gewesen w�re. Zudem sei der Anspruch verfallen, da der

Kl�ger gegen den ihm monatlich mitgeteilten Stand seines Arbeitszeit-

kontos keine Einwendungen erhoben habe.

Das BAG entschied wie die Vorinstanzen zu Gunsten des Kl�gers und er-

kannte eine Berechtigung des Beklagten zur Verrechnung von „Minus-

stunden“ nicht an. Die Belastung eines Arbeitszeitkontos mit Minusstun-

den setze voraus, dass der Arbeitgeber diese Arbeitszeit im Rahmen einer

laufenden Verg�tung entlohnt habe und der Arbeitnehmer aufgrund der

vorschussweisen Verg�tung demnach zur Nachleistung verpflichtet sei.

Demgegen�ber sei kein Verg�tungsvorschuss gegeben, wenn der Arbeit-

nehmer aufgrund eines Entgeltfortzahlungstatbestandes Verg�tung ohne

Arbeitsleistung beanspruchen k�nne oder sich der Arbeitgeber im Annah-

meverzug befinde. Da der Beklagte die arbeitsvertraglich vereinbarte ta-

rifliche Jahresarbeitszeit nicht wirksam unregelm�ßig verteilt habe, viel-

mehr einen flexiblen Abruf zur Arbeit gepflegt habe, sei er mit Ablauf ei-

nes jeden Arbeitstages in Annahmeverzug geraten, sofern er die Sollar-

beitszeit nicht ausgesch�pft habe. In diesem Fall bed�rfe es auch keines

Angebots der Arbeitsleistung durch den Arbeitnehmer. Sofern der Arbeit-

geber das Arbeitszeitkonto des Arbeitnehmers zu Unrecht mit Minusstun-

den belaste, unterliege der diesbez�gliche Einwand des Arbeitnehmers

auch keinen Ausschlussfristen, so dass die R�ckzahlungsanspr�che des

Kl�gers ferner nicht verfallen seien.

PRAXISFOLGEN

Arbeitszeitkonten erfreuen sich wachsender Beliebtheit, da sie regelm�-

ßig ein probates Mittel darstellen, dem schwankenden Arbeitsbedarf zu

begegnen. Eine sorgf�ltige rechtzeitige Arbeitzeitenplanung nach den

einschl�gigen einzelvertraglichen bzw. kollektivrechtlichen Vorschriften

ist jedoch dringend geboten, um durch Annahmeverzug begr�ndete

Nachteile des Arbeitgebers zu vermeiden. Ferner sollte darauf geachtet

werden, verschiedene Arbeitszeitsysteme wie Arbeitszeitkonten und Ar-

beit auf Abruf nicht zu vermischen.
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